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Teil A

A l l g e m e i n e   H i n w e i s e

1 
Hinweise zum Verfahren

	1.1 
	
	Vorbemerkung

Dies ist eine Vergabe im Verhandlungsverfahren. 

Zur Strukturierung und Vereinheitlichung des Vergabeverfahrens bezieht sich der Auftraggeber im übrigen ausschließlich auf die nachfolgenden Grundsätze, die für alle Bieter rechtsverbindlich sind, jedoch -ausgenommen Ziffer 1.8 b) bzw. Ziffer 1.9- keine Schutzwirkung zu ihren Gunsten dergestalt enthalten, dass daraus Ersatzansprüche irgendwelcher Art gegen den Auftraggeber oder sonstige auftraggeberseitig am Vergabeverfahren Beteiligte abgeleitet werden könnten.


	

	1.2 
	
	Gang des Vergabeverfahrens nach Auswahl der Bewerber

Der Auftraggeber hat aus dem Kreis der Bewerber, die sich auf die Vergabebekanntmachung hin um eine Teilnahme am Verhandlungsverfahren beworben haben, diejenigen Bewerber ausgewählt, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden sollen.

Der weitere Gang des Vergabeverfahrens vollzieht sich nunmehr in folgenden Phasen: 

Phase I
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots und


Versendung der Verdingungsunterlagen


(Angebotserstellung)

Phase II
Verhandlung der Angebote,

Phase III
Vergabe oder Einstellung des 


Verhandlungsverfahrens.


	

	1.3 
	
	Phase I – Angebotserstellung

Die Bieter haben nunmehr zwecks Vorbereitung und Erstellung ihres Angebots bis zum Ablauf der im Aufforderungsschreiben genannten Angebotsfrist Gelegenheit, 

· die Gebäude zu begehen, nach ihrem Ermessen eingehend zu untersuchen und den Ist-Zustand je Gebäude auf dem überlassenen Erhebungsbogen zu dokumentieren (vgl. Anlage 2) 

· sich im Wege einer Grobanalyse Klarheit unter anderem darüber zu verschaffen, welche Energiesparmaßnahmen nach ihrer sachverständigen und fachkundigen Einschätzung durchzuführen sind, 

· zu bestimmen, welches Einsparpotential damit insgesamt realisiert und dem Auftraggeber garantiert werden kann, 

· zu bestimmen, welche Beteiligung am Einsparpotenzial dem Bieter zustehen soll, 

· zu bestimmen, wie Mehrergebnisse zu verteilen sind.
	

	1.4 
	
	Aufwand zur Angebotserstellung

Die Bieter haben ihren Aufwand zur Angebotserstellung grundsätzlich so zu bemessen, dass keine Entschädigungspflichten des Auftraggebers begründet werden. Insbesondere erwartet der Auftraggeber über die geforderten Angebotsunterlagen hinaus keine sonstigen Unterlagen. Erkennt ein Bieter, dass er diese Vorgabe nicht einhalten kann und will er daher im Falle der Nichterteilung des Auftrags Entschädigungsansprüche geltend machen, hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. In diesem Fall ist der Auftraggeber berechtigt, die Aufforderung zur Abgabe eines Angebots zurückzunehmen und den Bieter damit von der weiteren Teilnahme am Verhandlungsverfahren auszuschließen. Unterbleibt die Anzeige, ist ein etwaiger Entschädigungsanspruch des Bieters ausgeschlossen.


	

	1.5 
	
	Abgabe der Angebote

Die Angebote sind unter Beachtung der Hinweise zur Angebotserstellung innerhalb der Angebotsfrist schwarz-weiß-kopiert in ???-facher [vom AG je nach Bedarf einzutragen] Ausfertigung geklammert jeweils mit Originalunterschrift und Stempel bei ??? [vom AG einzutragen] in geschlossenem Umschlag einzureichen.
Digitale Angebote und Angebote per Telefax bleiben unberücksichtigt. 

Alternativ: Die Einreichung der Angebote in digitaler Form ist ebenfalls möglich. [vom AG je nach Bedarf auszuwählen]

	???fach

Datum,
Uhrzeit
[vom AG auszufüllen]


	1.6 
	
	Nebenangebote / Alternativangebote
Nebenangebote (das heißt: alternative Vertragsfassungen) sind grundsätzlich ausgeschlossen. Bieter, die nur Nebenangebote und kein Hauptangebot vorlegen, werden ausgeschlossen. Änderungen an den Verdingungsunterlagen selbst sind unzulässig und können zum Ausschluss des Angebots führen.

Alternativangebote hinsichtlich einer Verkürzung der Dauer der Hauptleistungspflicht sind möglich. Zudem wird vom AG ausdrücklich ein Alternativangebot hinsichtlich der unter 6.2 näher beschriebenen zusätzlichen Pflichtmaßnahmen erwartet.

	

	1.7 
	
	Phase II – Verhandlungsphase

Der Auftraggeber eröffnet die Verhandlungen durch Angebote von Verhandlungsterminen an die Bieter. Die Verhandlungen sollen von beiden Seiten zügig geführt werden. Während der Verhandlungsphase bleibt der Bieter an sein Angebot gebunden, längstens jedoch bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist. Der Auftraggeber behält es sich vor, die Anbieterzahl im Verlauf der Verhandlungsphase sukzessive zu verringern. Die Entscheidung über den Ausschluss einzelner Bieter wird dabei anhand der Bewertungskriterien (siehe 5.3) getroffen. Bieter, die in den letzten Verhandlungsrunden beteiligt sind, erhalten die Möglichkeit zur Abgabe eines endgültigen Angebotes.
Die Verhandlungsphase endet, sobald

a) nach abschließender Auswertung der Angebote ein Bestbieter ermittelt wurde; oder

b) der Auftraggeber feststellt, dass kein wirtschaftliches Ergebnis erzielbar ist und das Verfahren einstellt.
Unabhängig davon endet die Verhandlungsphase spätestens mit Ablauf der Zuschlagsfrist.


	

	1.8 
	
	Phase III
Vergabe 

a) Die Zuschlagsentscheidung trifft der Auftraggeber nach Auswertung der bei Ende der Verhandlungsphase vorliegenden Angebote zugunsten des entsprechenden Bestbieters. Dieser wird über die beabsichtigte Vergabe informiert. 

b) Parallel werden nicht berücksichtigte Bieter gemäß § 101a GWB über die geplante Zuschlagserteilung und ihre Nichtberücksichtigung unterrichtet. Ihre Angebotsunterlagen dürfen weder für eine neue Vergabe noch für andere Zwecke verwendet werden.

c) Nach Ablauf der Bieterinformationsfrist kann der Zuschlag an den Bestbieter formell erteilt werden.

	

	1.9 
	
	Einstellung des Verhandlungsverfahrens

Wird kein Zuschlag erteilt, stellt der Auftraggeber das Verhandlungsverfahren ein. Der Auftraggeber behält sich eine entschädigungslose Einstellung des Verhandlungsverfahrens auch für den Fall vor, dass nach Beurteilung des Auftraggebers kein oder kein wirtschaftlich vertretbares Verhandlungsergebnis erzielt werden konnte.

Wird das Verhandlungsverfahren eingestellt, gilt Ziffer 1.8 b) für alle Bieter entsprechend. 
	


2 
Hinweise Mustervertrag (vgl. Teil C)

	Das Formblatt Angebotskurzfassung (siehe Teil B) ist vollständig auszufüllen und rechtsverbindlich zu unterschreiben.

Bei Bieter-/Arbeitsgemeinschaften ist auszuweisen, wer Geschäftsführer ist und wer in Persona die ARGE vertritt bzw. vertreten wird. 

In diesen Fällen ist ferner eine übliche Bietergemeinschaftserklärung einzureichen, aus der sich - von beiden Bietern rechtsverbindlich unterzeichnet - Geschäftsführung und namentlich bezeichnete Vertretungspersonen mit entsprechender Bevollmächtigung ergeben.

Die Vertragsunterlage wird nach Zuschlagserteilung an folgenden Stellen vom AG ausgefüllt:

	

	
	
	

	Rubrum
	Vollständige Anschrift des Bieters. Die im HR eingetragene Firma ist zu verwenden.


	

	§ 6.2
	Quotenziffer wird eingesetzt


	

	§ 9.5.4
	Quotenziffer wird eingesetzt


	

	§ 10.1
	Quotenziffer wird eingesetzt


	

	§ 18.1
	Datum wird eingesetzt


	

	§ 18.2
	Datum wird eingesetzt


	

	§ 18.3
	Datum wird eingesetzt


	

	Unterschriften
	Unterschriftsfelder werden in der notwendigen Anzahl eingefügt.
	


3 
Anlagen Mustervertrag (vgl. Teil D)

	3.1 
	
	Anlage 1 Objektliste


	

	3.2 
	
	Anlage 2 Erhebungsbögen
· Die ausgefüllten Erhebungsbögen werden als Anlage 2 Teil des Mustervertrages bei Vertragsabschluss.

· Es gilt folgender Grundsatz:

Die vom AG bereits eingetragenen Daten sollen vom AN überprüft werden.

Werden von AG-Angaben abweichende Daten ermittelt, sind diese in einer Liste nach Objekten geordnet stichpunktartig aufzuführen in den entsprechenden Erhebungsbögen kenntlich und leserlich zu ergänzen. (Anlage zur Angebotskurzfassung (vgl. Teil B))

· Der AN hat Datenpunkte zum Nachweis dafür, dass ihm deren Ermittlung aus Zeitgründen nicht möglich war, in den bei Vertragsabschluss vorgelegten Erhebungsbögen (Anlage 2) mit „O“ ausgefüllt. 

· Ergänzend sind die Regelungen des Mustervertrags: 
- § 1.3
Verifizierungsklausel
- Anlage 2, S. 2
Zusatzvereinbarung Erhebungsbögen

zu beachten.

· Um dem AN auch nach Vertragsunterzeichnung die Möglichkeit zu geben, die in den Bögen erhobenen / zu erhebenden Daten zu verifizieren / zu ergänzen, kann bis zum Beginn der Hauptleistungspflicht die in Anlage 2, Seite 2 enthaltene Zusatzvereinbarung verwendet werden (vgl. § 1.3 Energiespar-Garantievertrag).


	

	3.3 
	
	Anlage 3 Projektbevollmächtigte

· Der Projektbevollmächtigte und sein Stellvertreter sind als Vertretungspersonen des AN einzusetzen und die Angaben vollständig auszufüllen.


	

	3.4 

	
	Anlage 4 Leistungsblatt
· ist ein Textmuster und bleibt während der Verhandlungsphase blanko. Es sind also keine Eintragungen vorzunehmen.

· Der Bieter, der den Zuschlag erhält, bekommt eine Dateiversion, auf der der Mustertext abgelegt ist und kann damit während der Vertragsabwicklung arbeiten.


	

	3.5 
	
	Anlage 5 Pflichtmaßnahmen

· benennt spezielle Pflichtmaßnahmen im Sinne des § 4.4 Energiespar-Garantievertrag (kurz ESGV), die bei den Investitionen zu berücksichtigen sind.


	

	3.6 

	
	Anlage 6 Investitionsstruktur und Produktliste
· Das Rubrum ist auszufüllen. 

· Der Unterzeichner muss mit den zum Vertragsrubrum genannten Vertretungspersonen übereinstimmen.

· Die Leerpassagen (Investitionssumme gesamt, Investitionsanteil Hardware, Investitionsanteil Planung, Verfügbarkeitsgarantie für Ersatzteile nach Vertragsende) sind auszufüllen.

· Als Anhang 1 ist eine vom Bieter zu erstellende Produkt- und Herstellerliste beizufügen. Die Produkt- und Herstellerliste (Anhang 1) ist nicht je Objekt auszufüllen, sondern gilt für den gesamten Pool.

· Als Anhang 2 ist die Grobanalyse beizufügen. Sie muss je Vertragsobjekt durch schlagwortartige Beschreibung erkennen lassen, welche Energiesparmaßnahmen im einzelnen Objekt beabsichtigt sind und welche Einsparprognose sich für das einzelne Objekt ergibt. Bezüglich der zu ermittelnden Reduzierung der CO2-Emissionen sind folgende Emissionsfaktoren zu verwenden:

Erdgas: 
0,??? kg/kWh

Heizöl EL:
0,??? kg/kWh
Fernwärme
0,??? kg/kWh

Strom:
0,??? kg/kWh
[Die relevanten Werte sind vor Ausschreibungsbeginn zu ermitteln und einzutragen!]


	

	3.7 
	
	Anlage 7 Referenzverbräuche und -preise
· Es gilt folgender Grundsatz:

Die vom AG bereits eingetragenen Daten sollen vom AN überprüft werden

· Ergänzend erhalten die Anbieter die vom AG / Projektmanager [nicht zutreffendes löschen!] auf Grundlage der Energielieferrechnungen erstellte Energiekosten-Baseline auf Anfrage in Dateiform per E-Mail.

· Ergänzend sind die Regelungen des Mustervertrags: 
- § 6.1.
Bezugsgrößen
- Anlage 8
Berechnungsvorschriften
zu beachten.


	

	3.8 
	
	Anlage 8 Berechnungsvorschriften
· Darstellung des Berechnungsgangs zur Ermittlung der Energiekosten-Baseline, der jährlichen Einsparbeträge und der Vergütung.


	

	3.9 
	
	Anlage 9 Energiemanagement / Controlling
· Erwartet werden konkretere Angaben zum Energiemanagement unter Beachtung von § 6.7 ESGV in Verbindung mit Anlage 9.


	

	3.10 

	
	Anlage 10 Abrechnungsbogen
· ist ein Textmuster und bleibt während der Verhandlungsphase blanko. Es sind also keine Eintragungen vorzunehmen. Der Bieter, der den Zuschlag erhält, bekommt das Abrechnungsmuster in Dateiform und verwendet dies während der Vertragsabwicklung.
	


4 
Abdingbarkeit der Vertragsunterlage

	
	Die Vertragsunterlage ist, von den unter Ziffer 2 geforderten Erklärungen abgesehen, im wesentlichen unabdingbar und steht, um die Vergleichbarkeit der Verhandlungsergebnisse sicherzustellen, lediglich in folgendem Punkt zur Verhandlung, verbunden mit der Möglichkeit des Bieters, eigene Vorschläge zu unterbreiten:


	

	§ 11.1
	Es bleibt den Bietern unbenommen, dem AG günstigere Modalitäten anzubieten.
	


5 
Wirtschaftlichkeitsvorstellungen des AG

	5.1 

	
	Wirtschaftlichkeitsvorstellungen
Der AG betrachtet - abgesehen von weiteren Faktoren - insbesondere solche Angebote für wirtschaftlich, die hinsichtlich der Einspargarantie sowie Beteiligungen des AN folgende Konditionen vorsehen: 
	

	
	1.
	Zu § 6.2. (Einspargarantie): ca. ?? von Hundert 
	ca. ?? %

	
	2.
	Zu § 10. 1. (Beteiligung des AN): ?? von Hundert 
	?? %

	
	3.
	Zu § 9.5.4. (Bonusanteil des AN): ?? von Hundert 
	?? %

	
	
	[Angaben sind vom AG vor Ausschreibungsbeginn (evtl. in Abhängigkeit von vorherigen Potenzialanalysen oder einer Eigenregievariante) festzulegen und einzutragen. Werte können als Aufhebungsgrenze dienen!]
	

	5.2 
	
	Angebotsauswertung

· Im Wesentlichen wird zur Angebotsbewertung die Höhe der dem AG garantierten Beteiligung an der Einspargarantie herangezogen. Ferner gehen die Höhe der monetären Einspargarantie indirekt über die Einsparung des AG nach Vertragsende sowie die Höhe der Verbrauchseinsparungen über die Höhe der CO2-Emissionsreduzierung in die Bewertung ein.

Sonstige Einsparungen z.B. im Bereich der Instandhaltung werden nicht bewertet und sind somit nicht in die Einspargarantie aufzunehmen.
· Bedeutsam ist ferner die Höhe der in Anlage 6 abgefragten Gesamtinvestitionen (Nachhaltigkeit), die in einem angemessenen Verhältnis zur begehrten Beteiligung des Bieters am Einsparergebnis stehen müssen sowie die Höhe des Anteils der Investition in technische Geräte / Anlagen / Sachen an der Gesamtinvestition (Anlage 6 Ziffer 2). Der AG erwartet unter dieser Ziffer den Investitionsschwerpunkt.

· In diesem Zusammenhang wird die Schlüssigkeit der angebotenen Maßnahmen sowie ihre Kompatibilität zu den vorhandenen Anlagen und Abläufen bewertet. 
Dabei wird auch die Produktqualität anhand der vom Bieter abgegebenen Produktliste betrachtet.
· Von Belang sind für den AG schließlich die Angaben des Bieters zu den Vertragslaufzeiten unter § 18. Hierbei sollte der Vertragsbeginn (§ 18.1) dem Ende der Zuschlagsfrist (siehe 8.5) entsprechen. Der Beginn der Hauptleistungspflicht (§ 18.2) ist vom Bieter unter Berücksichtigung einer ausreichend kalkulierten Dauer der Maßnahmenumsetzung anzugeben. Die Dauer der Hauptleistungspflicht (§ 18.3) wird mit ?? Jahren festgelegt. 
[Vom AG vor Ausschreibungsbeginn festzulegen (z.B. in Abhängigkeit von der zu erwartenden Maßnahmenwirtschaftlichkeit / Refinanzierungsdauer) und einzutragen!]

· Um zu gewährleisten, dass der AN die Möglichkeiten einer günstigen Finanzierung/Förderung ausschöpft, ist ein Finanzierungskonzept gemäß der Ausführungen unter Ziffer 7 (o. vergleichbar) vorzulegen.

	( § 6.2 i. V. m.

( § 10.1

( Anlage 6

( Anlage 6,

     Anhang 2

( Anlage 6,

     Anhang 1

( § 18.3 

     (?? Jahre)

	5.3 
	
	Bewertungskriterien

Die Auswertung der Angebote zur Ermittlung des Bestbieters erfolgt grundsätzlich gemäß Leitfaden „Energiespar-Contracting in öffentlichen Liegenschaften“ des Landes Hessen (Ausgabe 2011). Die Angebote werden dabei mit Hilfe einer kombinierten Kapital- und Nutzwertanalyse ausgewertet, der folgende Bewertungskriterien und Gewichtungsfaktoren (vorbehaltlich rechtzeitig bekanntzugebender Änderungen) zu Grunde liegen:

· Kapitalwert der Einsparbeteiligung innerhalb der Laufzeit
40%
· Kapitalwert der Einsparbeteiligung nach der Laufzeit
10%
· Investitionssumme Hardware
30%
· Reduzierung der CO2-Emissionen
5%
· Bewertung Maßnahmenkonzept
15%
[Vom AG vor Ausschreibungsbeginn festzulegen (in Abhängigkeit von den Schwerpunkten/Zielsetzungen des ESC projektes) und einzutragen!]
	


6 
Technische Prioritäten

	
	[Bei den nachfolgend dargestellten Punkten handelt es sich um Beispiele. Der AG sollte seinen projektspezifischen Pflichtmaßnahmenbedarf sowie evtl. gewünschte Alternativangebote und sonstige technische Rahmenbedingungen hier aufführen.]


	

	6.1 
	
	Pflichtmaßnahmen

Folgende spezielle Pflichtmaßnahmen im Sinne des § 4.4 i. V. m. Anlage 5 sind bei den Investitionen zu berücksichtigen:

· Erneuerung der Kesselanlage in ???
· ???

	

	6.2 
	
	Alternativangebot

Der AG fordert die Abgabe eines Alternativangebotes, das folgende zusätzliche Pflichtmaßnahme enthält:

· ???

Der AG wird im Laufe des Verfahrens entscheiden, welche Angebotsvariante (Basis- oder Alternativangebot) verhandelt wird.


	als Alternativ​angebot abzugeben !

	6.3 
	
	Hinweise zur Ausführung der Maßnahmen und zur Störungsbeseitigung 

Es wird darauf hingewiesen, dass auf Grund der Art der Liegenschaft erhöhte Anforderungen an die Betriebsbereitschaft der Anlagen bestehen. Die Maßnahmen sind dahingehend immer mit dem AG abzustimmen. Im Bereich der krankenhausbetriebsrelevanten Anlagen ist bei auftretenden Störungen die Einhaltung eines Zeitraumes von max. 2 Std. bis zum Beginn der Störungsbeseitigung vorzusehen.

Dies ist bei der Angebotskalkulation zu berücksichtigen.
	


7 
Finanzierungskonzept AN

	7.1 
	
	Die Anbieter haben bei Angebotsabgabe eine Finanzierungsbereitschaftserklärung eines in der EU ansässigen Kreditinstitutes beizubringen. Aus dieser Finanzierungsbereitschaftserklärung, die zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe noch unter Gremienvorbehalt des Kreditinstitutes stehen kann, muss der Kreditrahmen bzw. die vom Bieter dem Kreditinstitut vorgestellte Investitionshöhe mit Bezugnahme auf die geplanten Maßnahmen ersichtlich sein.


	

	7.2 
	
	Es ist weiterhin vom jeweiligen Kreditinstitut im Rahmen der Finanzierungsbereitschaftserklärung mitzuteilen, wenn ein Antrag bei der KfW zur Einbindung von Kreditmitteln aus entsprechenden Förderprogrammen gestellt wurde. Deren Modalitäten (Zinssätze, Haftungsübernahme der KfW, Zinsbindungsdauer, Frist zur Mittelabrufung, Tilgungsvereinbarung) sind ebenfalls unter Darstellung des Projektbezuges anzugeben.
[nur, falls für AG aus haushaltsrechtlicher Sicht erforderlich]


	

	7.3 
	
	Regresslose Forfaitierung 

Sollte in der Konzeption der Finanzierung ein Teil der Vergütungsansprüche einredefrei an eine Bank weitergereicht werden, ist dies grundsätzlich möglich, allerdings lediglich gegen Ausstellung einer entsprechend erhöhten Vertragserfüllungsbürgschaft. Sollte eine Forfaitierungsfinanzierung geplant sein, bitten wir dies schriftlich mit Angebotsabgabe zu erklären und die Höhe des geplanten Forderungsverkaufs und des Einredeverzichts mitzuteilen. 

Dabei ist zu beachten, dass der zu forfaitierende Anteil ?? % der Grundvergütung nicht übersteigen darf. [nur, falls eine (haushaltsrechtlich) festgelegte Obergrenze für Forfaitierung existiert]
Es wird darauf hingewiesen, dass ausschließlich die im Anhang dargestellten Muster für eine evtl. erforderliche Abtretungsanzeige und Einredeverzichtserklärung zu verwenden sind. Dies ist mit dem Finanzierungsinstitut rechtzeitig abzustimmen.

	


8 
Organisatorisches

	
	[Die in den nachfolgenden Punkten farbig hinterlegten Angaben sind vom AG / Projektmanager projektspezifisch einzutragen.]


	

	8.1 
	
	Allgemein

· Entstehende Fragen sind gesammelt, je nach Zuständigkeit per Fax oder E-Mail an die nachstehend genannten Ansprechpartner zu richten.


	

	8.2 
	
	Auftraggeber
Ansprechpartner: ???
· Projektleitung

· Koordination

· TGA

· Bauliche Unterhaltung

· Verwaltung

· Nutzung

Liegenschaftsbegehungen: Zur Vereinbarung von Begehungsterminen wenden Sie sich unter ??? an ???. Es wird darauf hingewiesen, dass Termine rechtzeitig angemeldet werden müssen.

	FAX

E-Mail


	8.3 
	
	Projektmanagement 

Ansprechpartner: ???
· Koordination

· Konzeption

· Terminkette

· Verfahrensfragen


	FAX

E-Mail



	8.4 
	
	Angebotsabgabe

Die Angebote sind in zweifacher Ausführung bis Datum, Uhrzeit an die Adresse der Berliner Energieagentur GmbH zuzustellen.


	zweifach
Datum

	8.5 
	
	Zuschlagsfrist

Die Zuschlagsfrist endet am ??.??.20??.
	??.??.20??


9 
Spezielle Unterlagen und spezifische Hinweise des AG
	
	[Bei den nachfolgend dargestellten Punkten handelt es sich um Beispiele. Der AG sollte mögliche Zusatzinformationen hier aufführen und als Anhang beilegen.]


	

	9.1 
	
	Strom-/ Gas-Lastgänge

Interessierte Bieter finden auf der beiliegenden CD die zur Verfügung stehenden Tageslastgangmessungen Strom sowie Gas.


	

	9.2 
	
	Lagepläne / Grundrisse

Interessierten Bietern können nach der vor-Ort-Begehung nach Absprache vorliegende Unterlagen zur Verfügung gestellt werden.

	

	9.3 
	
	Energieträgerumstellung

entfällt

	


Anhang:

- Muster Einredeverzichtserklärung

- 
???
Ende Teil A
Teil B

F o r m B l a t t

A n g e b o t s K u r z f a s s u n g

Teil C

M u s t e r v e r t r a g

Teil D 

A N L A G E N

Z U M
M u s t e r v e r t r a g

� 	Die Eingabe der Angaben in den EDV-gestützten Vertrag übernimmt der AG.
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